
drohen könnte, reicht alleine als Basis für
eine durchsetzbare Alternative nicht aus.

Wir Grüne wollten in Hamburg mit
der SPD koalieren, es reichte nicht. Wir
wollen in Hessen Andrea Ypsilanti gegen
Roland Koch durchsetzen und stehen da-
zu. Ich würde auch gerne im Saarland mit
Heiko Maas zusammen dafür sorgen, dass
die »PDS/ML« – »ML« bedeutet »mit La-

fontaine« und Werner Schulz war der ers-
te, der dieses Etikett verwendete – dort
nicht den Ministerpräsidenten stellt. Eine
Ampel im Bund 2009 wäre meiner Mei-
nung nach die am wenigsten schlechte von
den realistischen Optionen. Aber rot-grü-
ne Lagerromantik ist out. Der Aufbruch,
den ich für nötig und möglich halte, Ge-
nossen, kommt ohne diese Krücke aus.
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Auch wenn sich Geschichte bekanntlich
nicht wiederholt, ist doch erstaunlich, dass
in den beiden Perioden (1966 bis 1982 und
1998 bis heute), in denen in der Bundes-
republik Sozialdemokraten Regierungs-
verantwortung getragen haben, neue Par-
teien im linken politischen Spektrum ent-
standen sind. Gewiss wäre es irreführend,
Die Grünen, die sich in den 80er Jahren als
vierte Kraft im Parteiensystem erfolgreich
etablierten, eine SPD-Abspaltung zu nen-
nen. Die Ökologiebewegung, aus der sie
hervorgetreten sind, wurde aber erst durch
die für Umweltfragen wenig empfängliche
Wirtschaftspolitik des sozialdemokrati-
schen Kanzlers Helmut Schmidt zu einer
für die SPD gefährlichen Größe.Weil diese
die Bedeutung des Jahrhundertthemas
nicht erkannt hatte (von Ausnahmen wie
Erhard Eppler abgesehen), konnten Die
Grünen sich auf dem ökologischen Pol einer
neuen »postmaterialistischen« Konflikt-
linie positionieren und damit Wähler bin-
den, die ansonsten wahrscheinlich bei der
Sozialdemokratie gelandet (oder verblie-
ben) wären.

Anders stellte sich die Situation im
Jahre 2005 dar. Ob der Protest gegen die
Schröder’schen Sozialreformen, der zur
Entstehung der WASG in den alten Bun-
desländern geführt hat, eine neue gesell-
schaftliche Konfliktlinie begründet, kön-
nen wir dahingestellt sein lassen. Selbst
wenn es so wäre, würde er an die Bedeu-
tung des Ökologiethemas auf keinen Fall
heranreichen. Ablesbar ist dies zum einen
daran, dass die WASG organisatorisch tat-
sächlich eine SPD-Abspaltung darstellt.
Solchen Abspaltungen liegen in der Regel
gerade keine neuen Konfliktlinien zugrun-
de. Stattdessen entspringen sie der Kritik,
dass sich die Herkunftspartei von den alten
Konfliktlinien, die ihre Identität ausmach-
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Das Aufkommen der Linkspartei gibt der SPD Gelegenheit zu einer eigenen schär-
feren programmatischen Konturierung. Stattdessen aber reibt sich die Partei an
der lästigen Konkurrenz und trägt damit selbst dazu bei, dass die öffentliche
Debatte sich weitgehend auf die »Koalitionsfrage« konzentriert.
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ten, in unzulässiger Weise entfernt habe.
Zum anderen hätte die WASG ohne die
Fusion mit der PDS wohl kaum das Po-
tenzial gehabt, sich als politische Kraft jen-
seits der SPD zu etablieren.Vermutlich wä-
re sie wie viele andere Protestparteien vor
ihr von der Bildfläche rasch wieder ver-
schwunden.So aber stellte das Zusammen-
gehen der bis dahin rein ostdeutschen PDS
mit der westdeutschen SPD-Abspaltung
eine klassische Win-Win-Situation dar: Die
WASG wurde von der PDS »Huckepack«
in den Bundestag getragen, und die PDS
war ihrem lang ersehnten Wunsch, auch
im Westen der Republik anzukommen,
endlich nähergerückt.

Elektorale Stärke des
linken Lagers

Gemessen am Wählerzuspruch hat das
Auftreten dreier konkurrierender Parteien
dem linken Lager nicht geschadet, im Ge-
genteil: Sieht man von der Bundestags-
wahl 1990 ab, die den bürgerlichen Par-
teien unter dem unmittelbaren Eindruck
der deutschen Einheit nochmals einen
klaren Sieg bescherte, lag der zusammen-
genommene Stimmenanteil der linken
Parteien (SPD, Grüne und PDS/Links-
partei) ab 1994 stets über dem Rekord-
ergebnis, das die SPD bei der Bundes-
tagswahl 1972 erreicht hatte (45,8 Pro-
zent), als es ihr zum ersten Male gelungen
war, die Union als stärkste politische Kraft
zu überflügeln. Bei den Bundestagswahlen
1998, 2002 und 2005 verfügte die politi-
sche Linke elektoral sogar über die abso-
lute Mehrheit, lag sie mit Werten zwischen
50,9 und 52,7 Prozent mehr oder weniger
deutlich vor dem bürgerlichen Lager. Als
regelrechte Hegemonie entpuppt sich die
Situation in Ostdeutschland, wo SPD,
Linkspartei und Grüne bei der letzten
Bundestagswahl fast doppelt so viele Stim-
men bekommen haben wie CDU und FDP
(61,0 vs. 33,2 Prozent). Seit 1994, dem Jahr

der zweiten Runde der Landtags- und
Bundestagswahlen in der früheren DDR,
erreicht die politische Linke damit eine
elektorale Stärke, die sie in der deutschen
Geschichte nie zuvor besessen hat. Und
wenn man von den aktuellen Umfragen
ausgeht, wird sich an diesen Kräfteverhält-
nissen auch bei der kommenden Bundes-
tagswahl nichts Nennenswertes ändern.

Theoretisch lässt sich der positive Ef-
fekt der Pluralisierung leicht erklären:
Mehrere Parteien, die innerhalb eines be-
stimmten Spektrums auftreten und im
Wettbewerb unterschiedliche personelle
und programmatische Angebote machen,
können ein gegebenes Wählerpotenzial
umfassender ausschöpfen als eine Partei
allein. Das Hinzutreten von Grünen und
Linkspartei würde die Volkspartei SPD
demnach ein Stückweit davon entlasten,
Positionen mit abzudecken, die von ihren
linken Konkurrenten ebenfalls (und wo-
möglich authentischer) vertreten werden.
Auf diese Weise könnte sie ihr Augenmerk
stärker auf die Wähler der Mitte richten
und die Auseinandersetzung mit der ande-
ren Volkspartei führen. Strategisch hätte
das einen doppelten Vorteil. Zum einen
würde es den zusammengenommenen
Stimmenanteil der linken Parteien vergrö-
ßern, was nützlich sein könnte, wenn die
Akteure ein Linksbündnis tatsächlich an-
streben. Zum anderen könnte ein Kurs der
Mitte aber auch als Absage an ein solches
Bündnis und Präferenz für eine »zentristi-
sche« Koalition interpretiert werden. Inso-
fern mag das Vielparteiensystem den ge-
schrumpften Volksparteien zwar Gele-
genheit zu einer schärferen programma-
tischen Konturierung geben; die Vielfalt
der rechnerisch möglichen und politisch
denkbaren Koalitionen zwingt sie jedoch
gleichzeitig zu größerer strategischer Fle-
xibilität.Welche Fehler einem dabei unter-
laufen können, hat der missglückte Öff-
nungsversuch der SPD gegenüber der Lin-
ken im Vorfeld der jüngsten Landtagswah-
len gezeigt.

DA S T H E M A

3 6 N G | F H   1 0 | 2 0 0 8

NGFH_Okt_08_Archiv.qxd  01.10.2008  10:22  Seite 36

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 36]



Notwendige programmatische
Profilierung

Eingeklemmt zwischen ihrem Regierungs-
partner Union und der neuen Konkurrenz
der Linken, hat die SPD die Notwendigkeit
der programmatischen Profilierung nach
der siebenjährigen Schröder-Ära erkannt
und mit dem Konzept des vorsorgenden
Sozialstaates (das auf ihren kurzzeitigen
Vorsitzenden Matthias Platzeck zurück-
geht) einen vielversprechenden Zukunfts-
ansatz linker Politik entwickelt, der nun der
Ausbuchstabierung bedarf. Dessen Grund-
lage ist ein Gerechtigkeitsverständnis, das
vorsorglichen Investitionen in die Herstel-
lung und Verbesserung der Chancengleich-
heit (namentlich im Erziehungs- und Bil-
dungsbereich) Vorrang einräumt vor dem
nachträglichen Ausgleich von Einkom-
mensunterschieden. Dies stellt eine Kor-
rektur bisheriger Positionen dar und signa-
lisiert einen klaren Unterschied zur Linken,
die den hergebrachten Sozialstaat am liebs-
ten noch weiter ausbauen würden.

So konsensfähig das Modell auf einer
abstrakten Ebene erscheint, so wenig hat
die SPD daraus in der Auseinandersetzung
mit der Linkspartei bisher allerdings ge-
macht. Auf ihre hervorragenden Ergebnis-
se in der Gruppe der jüngeren Wähler (ins-
besondere der weiblichen) bei den jüngs-
ten Landtagswahlen wusste sie sich selbst
am wenigsten einen Reim zu machen und
in der Regierungspolitik ruderte sie in
wichtigen Fragen (Bezugsdauer des Ar-
beitslosengeldes und Frühverrentung) von
der vorsorgenden zur nachsorgenden Kon-
zeption wieder zurück. Statt auf die eige-
nen Stärken zu setzen und an der politik-
inhaltlichen Profilierung weiterzuarbeiten,
rieb sich die SPD an der lästigen Konkur-
renz von links, so als ob diese der eigent-
liche Grund ihrer Schwierigkeiten sei. Von
daher hat sie selbst am meisten dazu bei-
getragen, dass sich die parteiinterne und
öffentliche Debatte ganz auf die leidige
»Koalitionsfrage« konzentrierte.

Die Linke muss um ihre Position als
fünfte Partei einstweilen nicht fürchten.
Das organisatorische Fundament der im
Osten bestens vernetzten PDS und die neue
Virulenz der Verteilungsfragen geben ihr
beste Chancen, auf dem derzeitigen (oder
einem noch höheren) Niveau zu überleben,
die durch die aktuelle Regierungskonstel-
lation noch befördert werden. Die gleich-
zeitige Bedienung dreier cleavages (Hal-
tung zum DDR-Regime, Ost-West-Kon-
flikt und Sozialkonflikt) verspricht eine
stabile Wählerkoalition. Zwar gibt es hier
einen gewissen trade off, weil die Partei
durch die Westausdehnung ihre reine Ost-
Identität verliert. Dies dürfte dem Gesamt-
erfolg aber ebenso wenig im Wege stehen
wie die beträchtlichen Schwierigkeiten im
Fusionsprozess, die in der Öffentlichkeit
bisweilen das Bild einer Chaotentruppe
entstehen lassen. Hier profitiert Die Linke
davon, dass sie von den Wählern weniger
als gestaltende Kraft denn als Protestpartei
geschätzt wird. (Im Osten trifft vermutlich
das eine wie das andere zu.)

Die Zeit natürlicher Bündnisse
ist vorbei

Die parlamentarische Kultur der Bundes-
republik muss sich auf die neuen Bedin-
gungen eines Vielparteiensystems erst noch
einstellen. Das gilt für Wähler und Parteien
gleichermaßen. Die ersteren werden sich
daran gewöhnen müssen, dass die ge-
wünschten oder nicht ausschließbaren
Koalitionen vor der Wahl nicht immer of-
fengelegt werden. Was aus demokratischer
Sicht eigentlich geboten ist, könnte sich aus
strategischer Sicht der Parteien nämlich als
Fehler erweisen (wenn damit potenzielle
Wähler verschreckt werden). Für die Par-
teien besteht das Problem wiederum darin,
dass sie lernen müssen, Koalitionen auch
mit nicht geborenen Partnern einzugehen
und zum Erfolg zu führen. Die Zeit der
natürlichen Bündnisse ist vorbei. Das Ver-
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hältnis der Parteien zueinander und ihr
Verhalten im Wettbewerb wird sich da-
durch notgedrungen verändern. Man grenzt
sich ab und muss doch so konziliant blei-
ben, dass man gegebenenfalls zusammen-
kommen kann. Lernbereitschaft bedarf es
schließlich in institutioneller Hinsicht.
Nachdem der Automatismus der Mehr-
heitsbildung jahrzehntelang dafür gesorgt
hat, dass sich die Frage des Regierungsauf-
trags nicht stellte, müssen im Vielparteien-
system entsprechende Regeln gefunden
und eingehalten werden. Und auch die Vor-
eingenommenheit gegen Minderheitsre-
gierungen, die in anderen Ländern gang
und gäbe sind, sollte man in der Bundes-
republik endlich ablegen.

Je mehr politische Anbieter sich auf
dem Wählermarkt tummeln, umso gerin-
ger sind in der Tendenz deren jeweilige
Stimmenanteile. Die Dezimierung muss
aber nicht automatisch zu weniger Regie-
rungsmacht führen, im Gegenteil: Gelingt
es einer Partei, im Vielparteiensystem eine
zentrale Position einzunehmen, kann sie
die Dauer ihrer Regierungsbeteiligungen
vielleicht sogar erhöhen. Dazu muss sie
freilich bereit sein, die Macht mit anderen
Partnern zu teilen.

Das Dilemma

In der Bundesrepublik sah es lange Zeit so
aus, als ob die SPD im Parteiensystem über
die strategisch günstigste Position ver-
fügen würde. Dass sich dies inzwischen
geändert hat, liegt nicht nur am Aufkom-
men der Linkspartei. Diese hat die Wettbe-
werbsparameter insofern verschoben, als
sie der Union eine strukturelle Mehrheits-
position im Parteiensystem verschafft. Die
SPD hat deshalb einen stärkeren Anreiz als
diese, aus der Großen Koalition auszustei-
gen, in der sie sich vermutlich auch nach
2009 mit der Rolle des Juniorpartners be-
gnügen müsste. Realistische Alternativen
stehen ihr für das Wahljahr freilich nicht

zur Verfügung. Ein Linksbündnis würde
die Partei derzeit zerreißen und die Avan-
cen in Richtung Ampelkoalition wurden
von der FDP bisher nicht erwidert, für die
ein Zusammengehen mit Union und Grü-
nen gewiss reizvoller wäre. Die Chancen
auf ein solches Jamaika-Bündnis sind wie-
derum gestiegen, nachdem es der CDU in
Hamburg gelungen ist, erstmals auf Lan-
desebene eine Koalition mit den Grünen
zu schmieden.

Für die SPD, der man ja gerne eine his-
torisch bedingte Sehnsucht nach der Op-
positionsrolle unterstellt, wäre ein solches
Szenario nicht nur deshalb unerquicklich,
weil sie damit ihre Regierungsmacht ver-
löre. Noch heikler wäre, dass sie die Oppo-
sitionsrolle dann mit der Linken teilen
müsste, gegen deren ungebremsten Popu-
lismus sie im Zweifel wenig ausrichten
könnte. Dass Konkurrenz aus dem eigenen
Lager in der Opposition noch ungemüt-
licher ist als in der Regierung, musste die
Partei bereits in den 80er Jahren leidvoll er-
fahren, als ihr Die Grünen auf der parla-
mentarischen Bühne zeitweilig den Rang
abliefen. Insofern ist es aus Sicht der SPD
misslich, dass sie dem drohenden Jamaika-
Bündnis die Alternative einer Linkskoali-
tion als glaubhafte Drohkulisse heute noch
nicht entgegensetzen kann. Dazu müsste
sie ja selbst eine solche Alternative als
gangbar erachten, was vielleicht 2013 der
Fall sein wird, aber gewiss nicht 2009.
Umgekehrt ist es keineswegs ausgemacht,
dass die Union das Wagnis einer neuen,
faktischen Vierer-Koalition (wenn man die
CSU mit einrechnet) gegen die bisherige
Berechenbarkeit der Großen Koalition ein-
tauschen würde. Wenn der Eindruck nicht
trügt, sind die Bedenken gegenüber einem
solchen Bündnis in der letzten Zeit eher
gewachsen. Es ist daher gut möglich, dass
sich nach 2009 erst einmal gar nichts än-
dert und die Große Koalition als Regierung
weiter besteht; auch das wäre eine Konse-
quenz der neuen Vielfalt im deutschen
Parteiensystem.
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